


Friedenserhaltung durch Abschreckung 

Jede geistige Auseinandersetzung mit den Fragen unserer 
Verteidigung muß ausgehen von dem Auftrag der Bundeswehr . 
Dieser Auftrag lautet: Friedenserhaltung durch Abschreckung. 

Diese Abschreckung wird ihre Wirkung nur erzielen, wenn 
sie glaubwürdig ist. Und glaubwürdig ist sie nur, wenn sie auch 
für den Ernstfall, den es gerade zu verhindern gilt, vorbereitet 
ist . 

Das Problem des Soldatenberufs, den Frieden nur erhalten 
zu können, indem man sich auf einen möglichen Krieg vorbe­
reitet, hat die Konsequenz, daß der Soldat sowohl das Ziel des 
Friedens als auch die Möglichkeit des Krieges ständig vor Augen 
haben muß. 

Das heißt, wir kommen bei der Ausbildung unserer Solda­
ten nicht um die Frage herum: Gibt es irgend etwas, das es 
rechtfertigt, im Ernstfal 1 1. andere Menschen zu töten und 2. 
sein eigenes Leben zu opfern? 

Vor ein paar Wochen gab es eine Fernsehsendung mit Ju­
gendlichen über diese Frage. Alle Jugendlichen im Studio wa­
ren sich darüber einig, daß es dergleichen in unserer Zeit nicht 
gebe. Für Frau und Kind könne man möglicherweise sein Le­
ben einsetzen, nicht aber für Ideale wie Freiheit und Gerech­
tigkeit, für Begriffe wie Vaterland, Staat oder Gemeinschaft . 
Und natürlich wurden die Jugendlichen von den Veranstaltern 
für diese Erkenntnisse belobigt. 

Mir hat das sehr zu denken gegeben. Wenn dies die Haltung 
der ganzen jungen Generation wäre, so sähe es mit der Ab­
schreckungswirkung unserer Bundeswehr für einen potentiellen 
Gegner recht dürftig aus. 

Sollte die oben geschilderte Haltung typisch für unsere junge 
Generation sein - und manches spricht dafür - so läge darin 
weniger ein Versäumnis oder gar eine Schuld der Jugend! ichen 
selbst . Die Schuld läge vielmehr bei der Gesellschaft, den Poli­
tikern, dem Bildungssystem, den Medien, die sich als unfähig 
erwiesen hätten, den jungen Menschen den Wert der Freiheit 
begreifbar zu machen . 

Was ist das überhaupt für eine Freiheit, die man nicht vertei­
~igen will? Haben wir unserer jungen Generation die Freiheit 
nicht gar zu sehr als eine Ware unserer Wegwerfgesellschaft dar­
gestellt, die man konsumieren kann, die man aber einfach fal­
len lassen kann, wenn sie lästig wird, das heißt, wenn sie einen 
zu eigener Tätigkeit zwingt? 

Sind die einen nicht bereit, für die Freiheit zu sterben, so 
sind die anderen nicht bereit, für die Freiheit zu töten. Dies, 
und nur dies, ist der sittliche· Kern des im Grundgesetz festge­
legten Kriegsdienstverweigerungsrechts. 

Über dieses Problem haben die großen Geister aller Zeiten 
nachgedacht. Sie sind zu verschiedenen Ergebnissen gekom­
men . Auch ich glaube, daß sich, die Frage, ob ein Mensch einen 
anderen um eines hohen Gutes willen in einer Notwehrsitua­
tion töten dürfe, in einer pluralistischen Gesellschaft nicht ein­
deutig und verbindlich für alle Bürger beantworten läßt. Dies zu 
entscheiden ist Sache des persönlichen Gewissens des einzel ­
nen. 

Indem unsere Verfassung die Kriegsdienstverweigerung aus 
Gewissensgründen garantiert und zugleich die allgemeine Wehr­
pflicht vorsieht, ist der gegenwärtige Konflikt zwischen Kriegs­
dienstverweigerung und Wehrpflicht schon in der Verfassung 
angelegt . Jedermann ist sich darüber im klaren, daß man ein 
individuelles Gewissen nicht amtlich prüfen kann. 

Da das Gewissen im Prinzip nicht nachprüfbar ist, hat das 
Grundgesetz selbst praktisch die Wahlfreiheit zwischen Wehr­
dienst und Ersatzdienst getroffen. Jedermann kann behaupten, 
auch wenn ihn sein Gewissen überhaupt nicht drückt, daß er 
den Kriegsdienst aus Gewissengründen verweigere. Das wäre in 
einem solchen Fall zwar objektiv eine Lüge, eine Lüge jedoch, 
die nach außen als solche nicht erkennbar ist . 
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Wie will man das Prinzip des Gehorsams in der Bundeswehr 
aufrechterhalten, wenn es hingenommen wird, daß die Ersatz­
dienstleistenden, obwohl es ihnen gesetzlich verboten ist, strei­
ken? Es stünde den Kriegsdienstverweigerern wohl an, wenn 
sie die Auswirkungen ihrer Argumentation und Aktionen auf 
die Bund~swehr mitbedächten . Mir jedenfalls erschiene ihr de­
mokra!isches Engagement dann überzeugender. Ich hätte es 
auch begrüßt, wenn sich alle Parteien eindringlich gegen den 
gesetzwidrigen Streik der Ersatzdienst leistenden gevvandt hät­
ten . 

Bundeswehr und Gesellschaft 

Der Mensch ist ein geschichtliches Wesen . Er versteht seine 
Gegenwart nur richtig, wenn er sie als das Ergebnis historischer 
Prozesse begreift. Auch die Bundeswehr ist das Ergebnis eines 
historischen Prozesses. 

Ich komme damit zu der Frage, welche Rolle die geschicht­
liche Tradition in der Bundeswehr zu spielen hat. Diese Frage 
wird häufig mit der anderen verwechselt, welche Traditionen 
zu pflegen sind. Das jedoch kann man nur beantworten, wenn 
man die Geschichte insgesamt überblickt. 

Ich habe einmal gesagt : ,,Erst aus der Geschichte kann unser 
Volk Wert und Würde der Demokratie verstehen lernen und 
erst, we11n wir aus unserer Geschichte die Folgerung der Demo­
kratie ziehen, dann haben wir sie richtig verstanden." Das heißt 
zunächst, die Bundeswehr darf die Militärgeschichte nicht iso­
liert betrachten. Die Militärgeschichte muß, vom Standpunkt 
der Demokratie aus, als Teil der Geschichte unseres Volkes 
gesehen, bewußt gemacht und bevvertet werden. 

Jeder objektive Betrachter wird den deutschen Soldaten des 
Zweiten Weltkrieges zugestehen, daß sie zum Teil großartige 
militärische Leistungen vollbracht haben. Diese militärischen 
Leistungen müssen jedoch im Zusammenhang mit den verbre­
cherischen Zielen des Zweiten Weltkrieges gesehen werden. 
Wenn wir das nicht tun, verfallen wir wieder in den tragischen 
Irrtum, in den die tapferen Soldaten des Zweiten Weltkrieges 
gefallen sind. Auch ihrem Andenken sind wir es schuldig, daß 
wir uns den Blick für die furchtbare Vergeblichkeit und Sinnlo­
sigkeit ihrer Leistungen nicht trüben lassen . 

Der deutsche Soldat muß sich bewußt sein, daß vom Stand­
punkt der Demokratie aus, im Zweiten Weltkrieg Männer wie 
Generaloberst Beck, Graf Stauffenberg und ihre Mitstreiter ihre 
Pflicht als Soldat getan haben. 

Indem sie sich zum Widerstand entschlossen, nahmen sie 
bewußt zwei furchtbare Alternativen in Kauf. Entweder sie 
scheiterten, dann war ihnen ein schmachvoller Tod gewiß. Oder 
sie hatten Erfolg und bewahrten ihr Vaterland vor dem 
Schi immsten: Dann hätten sie bis an ihr Lebensende die Ver­
leumdung ertragen müssen, das deutsche Volk durch Verrat um 
den sicheren Endsieg gebracht zu haben. Eine schwerere Ent­
scheidung ist von deutschen Soldaten nie getroffen worden . 

Darf nun der Soldat der Bundeswehr Mut, Tapferkeit, Ka­
meradschaft, Ritterlichkeit der Soldaten des Zweiten Welt­
krieges nicht ehren? 

Er darf es - mit Trauer; mit Trauer darüber, daß all das, was 
die Ehre seinEl,s Berufs im Kriege ausmacht, auf schändliche 
Weise mißbraucht wurde. Seine Kameraden des Zweiten Welt­
krieges wegen ihrer soldatischen Tugend ehren, sollte in ihm 
den festen Willen heranreifen, sich selbst nie auf soche Art miß­
brauchen zu lassen. 

Welche Traditionen sollen nun in der Bundeswehr gepflegt 
werden? 

Diese Frage läßt sich über das Gesagte hinaus nur beant­
worten, wenn man die zweifache Aufgabe der Bundeswehr ins 
Auge faßt : den Frieden zu erhalten und für den Krieg bereit zu 
sein . 

Aber der Soldat kann den Frieden nur sichern, wenn er für 
den Krieg bereit ist. Der Kr:eg hat mit dem Tode zu tun. Und 



hierin liegt auch der tiefere Grund dafür, weshalb alle Streit­
kräfte auf der Welt Tradition brauchen . Verwaltungsvorschrif­
ten und Ausbildungsrichtlinien allein sind keine ausreichende 
Grundlage für das, was vom Soldaten im Kriege gefordert 
wird. Der Soldat braucht, um ein guter Soldat sein zu können, 
das Vorbild guter Soldaten . Der Soldat ist auf den Krieg nur 
richtig vorbereitet, wenn er sich auch im Kriege seine Mensch­
lichkeit bewahren kann . Dazu braucht er Vorbilder 

Die deutsche Kriegsgeschichte ist reich an Personen und Er­
eignissen, die hier im besten Sinne bildend wirken können . Die 
besten Vorbilder sind für die Bundeswehr gerade gut genug. Sie 
ist es sich und der Würde unseres Staates schuldig, daß sie die 
Traditionspf lege nicht zum Schwadronieren auf Stammtisch­
ebene verkommen läßt . 

Zwei Beispiele : Während der Befreiungskriege erließ General 
Yorck von Wartenburg an seine Truppen folgenden Tagesbe­
fehl : 

,,Mitten unter den Schrecknissen eines mit Erbitterung ge­
führten Nationalkrieges habt Ihr bewiesen, daß der wahre Sol­
dat der Menschli chkeit nicht fremd werden darf. Die Zeugnisse 
feindlicher Generale und Obrigkeiten sind schöne Denkmäler 
des Geistes, der unter Euch waltet und Eure Schritte zur 
Menschlichkeit geleitet hat. Ich danke Euch als Euer Vater und 
Freund ." 

Das zweite Beispiel : Ludwig Beck . Er tat im Ersten Welt­
krieg als Offizier seine Pflicht. Als Chef des Generalstabes des 
Heeres trat er 1938 von seinem Posten zurück, da er erkannte, 
daß Hitler auf den Krieg zusteuerte. Er tat dies mit einem Me­
morandum, das Pflichtlektüre jedes deutschen Soldaten sein 
sollte. Ludwig Becks Bemühungen, den Frieden zu retten, 
scheiterten, nicht zuletzt deshalb, weil seine Kameraden ihm 
ni cht folgen mochten . 

Seit seinem Rücktritt war er das anerkannte Haupt der Wi­
derstandsbewegung gegen Hitler, die die besten militärischen 
und zivilen Traditionen unserer Nation vereinigte. Er war be­
reit, sich einem erneuerten Deutschland als Staatsoberhaupt 
zur Verfügung zu stellen. Er hat sein Soldatentum mit seinem 
Tod am 20. Juli 1944 besiegelt . Er scheint mir ein geeignetes 
Vorbild für die Bundeswehr : Er tat im Krieg seine Pflicht, er 
kämpfte für den Frieden und er starb für die Freiheit seines 
Volkes. 

Die Traditionspflege ist Teil dessen, was mit einem nicht 
sehr glücklichen Wort als „innere Führung" bezeichnet wird. 
Damit ist die Notwendigkeit gemeint, dem Soldaten Sinn, Auf­
gabe und Organisation unserer Verteidigung und damit seines 
Berufs, beziehungsweise der Ableistung seiner Wehrpflicht, 
deutlich zu machen. 

Die Demokratie verlangt mehr als den reinen Waffentech­
niker. Kaum eine Tätigkeit, kaum ein Beruf, erfordert eine so 
tiefe Auseinandersetzung mit-seinen sittlichen und geistigen 
Grundlagen wie der Beruf des Soldaten. Ein Soldat, der sich 
über sein Tun keine Rechenschaft abzulegen vermag, ist, er sei 
technisch so gut ausgebildet wie auch immer,ein schlechter Sol­
dat. 

Bundeswehr hat erzieherischen Auftrag 

Ich möchte nicht mißverstanden werden : Ich habe nichts 
gegen die technische Ausbildung. Der Soldat, der nicht schie­
ßen kann, taugt so wenig wie ein Soldat, der nicht weiß, warum 
er schießt . 

Die Bundeswehr hat einen erzieherischen Auftrag, und sie 
muß sich ihm stellen. Wie werden nun unsere Offiziere auf die­
se staatsbürgerliche Aufgabe vorbereitet? Die Bundeswehr­
hochschulen haben sich, wie das bei uns so üblich ist, zu wis­
senschaftlichen Institutionen entwickelt, an denen, wie an den 
übrigen Hochschulen auch, die jungen Menschen theoretisch 
ausgebildet werden. Ihr Kopf wird mit theoretischem Wissen 
vollgestopft - bis hin zum Friedhofsrecht. Als Oberleutnant 

oder junger Hauptmann, das heißt als Vorgesetzter von sehr 
vielen Menschen, verläßt er die Bundeswehrhochschule und hat 
keine Ahnung davon, wie er seine Befehlsgewalt praktisch aus­
üben soll. 

Die Bundeswehrhochschulen sind allerdings dazu berufen, 
die geistigen Grundlagen einer demokratischen Streitkraft wis­
senschaftlich zu erarbeiten. Dies sollte im Zentrum der theore­
tischen Ausbildung stehen. Gerade hier aber geschieht, wie mir 
berichtet wird, nur sehr wenig . 

Den Ausdruck „innere Führung" kann man auch dahinge­
hend mißverstehen, daß es sich bei ihm um eine Angelegenheit 
ausschließlich der Bundeswehr handelt. Dabei sollten gerade 
diese Grundsätze im Bewußtsein jedes demokratischen Bürgers 
verankert sein . 

Warum war die kleine Schweiz während des Zweiten Welt­
krieges militärisch so stark, daß selbst Hitler sie nicht angegrif­
fen hat? Sie war so stark, weil jeder Schweizer Bürger Sinn und 
Aufgabe seines Militärdienstes kannte und bejahte. Diese alte 
bedeutende Demokratie zeigt uns, wie Verteidigungsbereit­
schaft und demokratisches Bewußtsein fern von allem Militaris­
mus, in jedem Bürger eins werden können. Davon sind wir noch 
weit entfernt. 

Man kann von den jungen Menschen nur schwer würdiges 
Betragen in der Öffentlichkeit, Gehorsam, Pflichterfüllung und 
im Kriegsfall den Einsatz des eigenen Lebens verlangen, wenn 
die Gesamtgesellschaft vom Geist des Egoismus geprägt wird, 
der nur die eigenen Interessen kennt. 

Was ist denn der tiefere Grund für das rapide Ansteigen der 
Zahl der Kriegsdienstverweigerer in der kurzen Zeit, in der das 
neue Wehrpflichtgesetz galt? Der Grund ist, daß sich manche 
dieser jungen Menschen ganz einfach so verhalten, wie es die 
Gesellschaft in weiten Bereichen ihnen vormacht. Sie sehen 
nicht ein, wieso sie Wehrdienst leisten sollen, während um sie 
herum zu wenige bereit sind, ihre Interessen zugunsten der All­
gemeinheit zurückzustellen . Es ist leicht, den jungen Menschen 
den Vorwurf zu machen, sie seien nicht bereit, Opfer für die 
Gemeinschaft zu bringen. Wären mehr Erwachsene dazu bereit, 
dann wären auch mehr Jugendliche dazu bereit. 

Um so dankbarer bin ich den Zehntausenden von jungen 
Mitbürgern, die ihrer Wehrpflicht auch in dieser Zeit nachge­
kommen sind. Sie können manchem sehr viel Älteren durchaus 
als Vorbild dienen. 

Nicht nur Staat und Gesellschaft haben Ansprüche an die 
Bundeswehr und die Wehrpflichtigen. Unsere Soldaten und 
Wehrpflichtigen können mit Recht auch Ansprüche an Staat 
und Gesellschaft stellen . 

Ich habe den Eindruck, daß diese einfache-Wahrheit in der 
Öffentlichkeit außerhalb der Bundeswehr zuweilen nicht deut­
lich genug erkannt wird . 

20. JULI GEDENKEN 
Zum Gedenkk n an den 20. Juli 1944 fand am 20. Juli 1978 

am Ehrenmal an der Paulskirche zu Frankfurt eine Kranznie­
derlegung statt. In Anwesenheit von Vertretern der Stadt, der 
Union Deut$.cher Widerstandskämpfer- und Verfolgtenverbände 
(UDWV)·: des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold und weiterer 
angeschlossener Verbände legten Stadtverordnetenvorsteher 
Hans-Ulrich Koren k e und Stadtrat Gerhard einen Kranz 
nieder sowie für die UDWV Vorsitzender Georg Prinz und 
Vorstandsmitglied Bundesbahnpräsident a. D. Ernst He ß. 

Für den erkrankten Oberbürgermeister Dr. Walter W a 11-
m an n ergriff Stadtrat Gerhard das Wort und betonte, daß 
die Stadt Frankfurt im nächsten Jahr dieses Tages im Rahmen 
einer öffentlichen Feierstunde in der Paulskirche gedenken 
wird. 

In seiner Gedenkansprache dankte Georg Prinz der Stadt­
verwaltung sowohl dafür, daß sie in diesem Jahr auf allen öf-
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INNERE FESTIGKEIT DER PARTEIEN 
Der Wandel gehört zum Wesen der Politik. Das gilt nicht nur 

:ür den großen Ablauf des Weltgeschehens und im Blickpunkt 
for Jahrhunderte, sondern auch im engeren Bereich des politi­
;chen Zusammenlebens. Dieser stetige Wandel liegt begründet 
n dem Abnutzungsprozeß, dem die in der Politik wirkenden 
(räfte im laufe der Zeit unterworfen sind, selbst wenn sie sich 
)emüht haben, den ihnen gestellten Aufgaben nach bestem Be­
nühen gerecht zu werden. Das demokratische System aber 
~eichnet sich durch seine Eigenschaft dadurch aus, daß es den 
!\ustausch der Kräfte im legalen Rahmen ermöglicht. 

Allerdings liegt in dieser Eigenschaft aber auch zugleich die 
3efahr für das System selbst. Um seine Funktionsfähigkeit zu 
~rhalten, bedarf es auch eines demokratischen Bewußtseins der 
jie Demokratie tragenden Parteien. Ein solches Bewußtsein 
cann sich nicht in den Bahnen eines totalitären Denkens bewe-
1en, das sich in der Vergangenheit als unheilvoll heratlsgestel lt 
1at. Demokratisches Denken setzt eine Änderung des Verhal­
:ens im Gebrauch der Macht und auch im gegenseitigen Ver-
1ältnis der Parteien voraus. Die Gemeinsamkeit der Staatsver­
mtwortung bedingt zwischen den demokratischen Parteien Be­
~iehungen, die den Geist der gemeinsamen Aufgabe und eine 
legenseitige Toleranz erkennen lassen. 

Wenn man heute das gegenseitige Verhältnis der demokrati­
;chen Parteien zueinander betrachtet, spürt man nur wenig von 
3inem solchen Geist der Gemeinsamkeit und der Toleranz. 
Trotz allseitigen Bekenntnissen zur demokratischen Grundan­
;chauung tut sich zwischen den verantwortlichen politischen 
Kräften der Bundesrepublik immer noch eine Kluft der Unver­
;öhnlichkeit auf, bei der jede Anschauung die andere auszu­
;chließen scheint und jede Anschauung ihre Argumentierung 
11it der gleichen Erbitterung führt. Oft ist es lediglich diese 
Verbissenheit, die Nichtbereitschaft zur Versöhnung, welche 
jie Kluft künstlich aufrechterhält und vertieft. Die Neigung zur 
Polemik beherrscht noch überwiegend die Parteien. Diese In­
toleranz - und nicht die Verschiedenartigkeit der Auffassun­
Jen, die gerade die Demokratie schützt - ist es, die dem demo­
kratischen System abträglich ist. 

·Demokratisches Bewußtsein und Denken setzen die Dul­
::iung der anderen Auffassung voraus. Es verlangt die Achtung 
jer anderen Auffassung ebenso, wie es die Begrenzung der eige­
nen Vorstellungen im Hinblick auf ihre Realisierungsmöglich­
keiten erfordert. Dieser Begrenzung unterliegen unsere sämt­
lichen heutigen politischen Auffassungen; keine von ihnen hat 
das Recht, für sich den Anspruch auf Vollkommenheit und Un­
fehlbarkeit zu erheben, und kaum dürfte es einer gelingen, auf 
legalem Wege die Gesamtheit der Bevölkerung zu erfassen. Bei 
aller Leidenschaft, zu der sich der Kampf der politischen An­
schauungen in der Bundesrepublik entwickelt hat, ändert es 
nichts an dieser Tatsache. * 

Das sollte uns eingedenk sein, wenn in den kommenden 
Monaten das Wahlfieber die politischen Auseinandersetzungen 
erneut steigert. Es sollte uns vor Hochmut gegenüber dem An­
dersdenkenden bewahren. Das gilt besonders für die, die durch 
die Zeitumstände größere Chancen haben als die, die diesmal 
weniger favorisiert sind. Abgesehen davon, daß das Votum der 
Wähler in der Demokratie immer nur ein Entscheid auf Zeit ist, 
der bei der nächsten Wahl schon wieder revidiert werden kann, 
gibt das erhaltene Mandat keine unumschränkte Vollmacht . Es 
bindet die Verantwortlichen an die Einhaltung demokratischer 

fentfichen Gebäuden geffaggt hatte, als auch für die Absicht, 
der Männer und Frauen des 20. Juli künftig angesichts der brei­
ten Öffentlichkeit mahnend zu gedenken. 

Zur gleichen Zeit legte UDWV-Vorstandsmitglied Hans­
Joachim Meyer am Ehrenmal in Berlin-Plötzensee einen Kranz 
nieder. 
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Prinzipien, bei der auch der Opposition bestimmte Aufgaben 
der Verantwortung und der Kontrolle verbleiben. _Es sollte 
nicht nur diese Notgedrungenheit sein, die das Zusammenleben 
bestimmt. Das Einsehen der beiderseitigen Befruchtung für das 
demokratische Leben zeugt erst von wirklicher politischer Rei­
fe. Das sollte uns gerade in Wahlzeiten zum Bewußtsein kom­
.men. 

Es ist'die Erkenntnis von der Erhaltung des demokratischen 
Lebens; nicht nur die Erkenntnis von der Notwendigkeit und 
vom Wert demokratischer Prinzipien und Methoden, sondern 
auch das Bestreben einer Erhaltung aller positiven demokra­
tischen Kräfte. Dieses Bestreben entspricht mehr verantwortli­
chem Denken als die Konzentrierung der Parteien darauf, Ent­
scheidungen nach der einen oder anderen Seite erzwingen zu 
wollen. Wichtiger als die strikte Durchsetzung subjektiver An­
sichten ist neben der Stabilisierung demokratischer Verhältnis­
se und einer flexiblen Entwicklung, wobei jede Koalitionsmög­
lichkeit offen sein muß, vor allem eine innere Festigung der 
Parteien, die sie widerstandsfähig gegen Konjunkturschwankun­
gen macht. Leider werden diese Gesichtspunkte immer noch zu 
wenig berücksichtigt. 

Die innere Festigung und eine ruhige demokratische Ent­
wicklung liegen im Interesse aller Parteien. Letzten Endes 
hängt ihr eigenes Schicksal davon ab, ob die Grundlage, auf der 
sie stehen, beständig ist. 

HELMUT THIEDE, Hannover 

Wilhelm Hoegner, Ministerpräsident a. D. und General­
staatsanwalt i. R., ehern. Mitglied des Reichsbanners, 

am 18. März 1968: 

„ Viel/eicht ist es notwendig, schon in nächster Zeit das 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold wieder aufleben zu 
lassen. Diesmal aber wird es nicht „Gewehr bei Fuß" 
stehen bleiben und sich widerstandslos dem Schicksal 
beugen, diesmal werden die deutschen Republikaner 
für die Freiheit kämpfen, weil sie aus der Geschichte 
gelernt haben, was ihnen bevorstehen würde, wenn sie 
vor dem Terror kapitulieren." 

MITGLIEDERZUNAHME DER K-GRUPPEN 
Aus dem Verfassungsschutzbericht für Nordrhein-Westfalen 

Trotz der Zunahme neonazistischer Aktivitäten, vor allem 
bei „Plakataktionen und Schmierereien", gehe von rechtsextre­
mistischen Gruppierungen keine ernste Gefahr für die staatliche 
und gesellschaftliche Ordnung der Bundesrepublik aus. Dage­
gen hätten die militanten linksextremistischen Organisationen, 
die sich eindeutig zur Gewalt bekennen, nichts von ihrer Ge­
fährlichkeit eingebüßt. Zu diesem Ergebnis kommt der von ln­
nenm inister Hirsch (f DP) vorgelegte Verfassungsschutzbericht 
1977 für Nordrhein-Westfalen. Der Bericht hebt hervor, daß die 
K-Gruppen ihre Mitgliederzahlen zum Teil beträchtlich vergrö­
ßern konnten und sich seit der Diskussion um Verbotsanträge 
beim Bundesverf_ässungsgericht auf eine künftige Tätigkeit im 
Untergrund vorbereiten. 

Zwar neigen nach Darstellung des Verfassungsschutzes auch 
rechtsextreme Gruppierungen immer mehr zu Gewalttaten. 
Dies entspringe wesentlich dem Bedürfnis, es den linksextre­
men Organisationen gleichzutun. Die Rechtsextremisten ver­
suchten auch, durch spektakuläres Auftreten die Aufmerksam­
keit der Medien und das Interesse der Öffentlichkeit zu gewin­
nen. ,,Diese Erwartung hat sich erfüllt", heißt es in dem Be­
richt. Die öffentliche Beachtung des Rechtsextremismus stehe 
aber in keinem Verhältnis zu seiner tatsächlichen Schwäche. 
Auch der zunehmende Umsatz von NS-Emblemen und Orden, 
von Schallplatten mit Nazi-Liedern, die tabuisiert worden 



ZWISCHENBILANZ TERRORISMUS 

Im Anschluß an die kürzlich erfolgten Festnahmen in Ost­
blockstaaten wurde an der kanadisch-amerikanischen Grenze 
die mutmaßliche deutsche Terroristin Kristina Berster festge­
nommen. Kurz darauf wurden ein spanischer General und sein 
Adjutant ermordet. Ein „Kommando 20. Dezember" bekann-
te sich zu dem Bombenanschlag auf das Berner Amtshaus. Ein 
paar Tage später wurde - mit der Pistole des mutmaßlichen 
Terroristen Günther Gerlach - ein Frankfurter Polizist lebensge­
fährlich verletzt. Wie die ägyptische Wochenschrift „Oktober" 
berichtet, befindet sich das internationale Hauptquartier des 
Terrorismus - mit Unterstützung der Jemeniten, unter Auf­
sicht der Sowjets und unter Anleitung von „Carlosu Ramirez 
Sanchez - auf der südjemenitischen Insel Sokotra. In diesen 
Lagern üben „Rote Armeen" und „Brigaden" sowie radikale 
internationale „ Volksfrontler". - Soweit die Meldungen von 
der „anderen Front". -

Die Entscheidung der sieben Teilnehmerstaaten des Bonner 
Weltwirtschaftsgipfels, einen Boykott über jene Länder zu ver­
hängen, die Flugzeugentführer weder ausliefern noch gericht­
lich verfolgen, wird unter Abwehrexperten zumindest als theo­
retischer erster Durchbruch gewertet. 

Nachdem von 1930 bis 1968 nur 30 Flugzeuge entführt wur­
den, waren es nach einer inoffiziellen Übersicht der UNESCO 
seit 1969 knapp 500 Entführungen und Sabotageakte mit 
1.137 Toten und 827 Verletzten. Dennoch scheiterten alle Ver­
suche, wirksame internationale Abkommen zu vereinbaren. 
Das 1963 in Tokio geschlossene Abkommen bezeichnete Flug­
zeugentführungen zwar allgemein als st rafbare Handlungen, die 
Täter werden jedoch mit keiner Verfolgung bedroht . Die Haa­
ger Konvention von 1970 verpflichtete die vertragschließenden 
Staaten, Luftpiraten zu bestrafen. Die Konvention von Mon­
treal (1971) erweiterte den Katalog der strafbaren Handlungen 
um Sabotageakte und Bombendrohungen. Alle drei Abkommen 
sind aber praktisch unbrauchbar, wei I nicht alle Staaten unter-

. zeichneten und weil gegen Länder, die sich widersetzten, keine 
Zwangsmaßnahmen eingeleitet wurden . 

Alle weitergehenden Vorstöße verliefen im Sand . So schei­
terten auch die Bemühungen um eine UNO-Konvention gegen 
Geiselnahmen, die von der Bundesregierung angestrebt wurde. 
Arabische und afrikanische Staaten wendeten sich dagegen, 
den Anspruch der „Befreiungsbewegungen" auf Gewaltanwen­
dung einzuschränken. 

den Pilotenverbänden wurden solche Maßnahmen schon lange 
angeregt. 

Dennoch ist die Frage, ob die potentiellen Adressaten des 
Bonner Beschlusses - vorwiegend rohstoffreiche Länder in 
Afrika und Arabien - das Angedrohte sonderlich ernst nehmen. 
Denn von Boykott war schon einmal die Rede. Wenn ein Staat 
den v6n der Bundesrepublik geforderten Sicherheitsmaßnahmen 
am Boden nicht nachkommt ,,sollen deutsche Luftverkehrsge­
sellschaften nicht nur dort keine Passagiere mehr aufnehmen, 
sondern auch ausländische Luftverkehrsgesellschaften, die Pas­
sagiere auf solchen Flughäfen aufnehmen, in der Bundesrepu­
blik keine Landegenehmigung mehr erhalten", hieß es in einem 
Bericht des Bundesinnenministeriums vom Herbst 1977. 

Beispielsweise weigern sich die Behörden von Tripolis nach 
wie vor hartnäckig, in ihrem Flughafengebäude die geforder­
ten Kontrollen vorzunehmen oder auch nur zuzulassen, mit 
dem Ergebnis, daß Passagiere und Gepäck erst an der Kabinen­
tür des Flugzeuges kontrolliert werden. Von einer Art Boykott 
der deutschen Behörden gegen die Libanesen ist nichts zu be­
merken. Auch das wenig kooperative Algier wurde entgegen 
allen anderen Meldungen noch nicht boykottiert. Die Deut­
sche Lufthansa bestätigte auf Anfrage, daß nur ein einziger 
Flug dorthin - LH338 am 8. 11. 1977 - ausfiel, und zwar 
aus rein technischen Gründen. 

Ob die Befreiung der „Landshut"-Passagiere in Mogadischu 
durch die Grenzschutzgruppe - GSG - 9 im Herbst vergange­
nen Jahres mögliche Flugzeugentführer abschrecken könnte? 
Der münchener Psychologe und Krisenberater der Bundesre­
gierung Wolfgang Salewski befürchtet, daß diese Polizeiaktion 
die Brutalität der Terroristen noch steigern könnte. Diese 
Meinung tut aber weder der Leistung nach dem Ergebnis ir­
gendeinen Abbruch. Die im Herbst 1977 erheblich verstärkten 
Sicherheitsvorkehrungen weisen nach Beobachtungen eines 
Sicherheitsexperten der Pilotenvereinigung „Cockpit" wieder 
mehr Lücken auf: Die Kontrollen des Bordgepäcks seien nicht 
mehr so gründlich, einsame Parkplätze im An- und Abflugsek­
tor seien wieder ohne nennenswerte Kontrolle ( Raketendro­
hung) und schließlich würden Uniformträger „gelegentlich 
nicht genügend kontrolliert". 

Der Beschluß der sieben am Bonner Weltwirtschaftsgipfel 
beteiligten Regierungschefs über Maßnahmen ist jedoch in­
zwischen von dem Internationalen Pi loten-Dachverband 
( 1 FALPA) begrüßt worden. In einer in Frankfurt veröffent­
lichten Erklärung heißt es: Die I FALPA sei seit vielen Jahren 

Mit dem übereinkommen der sieben westlichen Industrie- bestrebt, bei den Vereinten Nationen und auf internationalen 
nationen in Bonn werden zum „ersten Mal in aller öffentliche diplomatischen Konferenzen die Annahme einer internationa-
keit entscheidende Maßnahmen solchen Staaten angedroht, die len Konvention durchzusetzen, die Sanktionen gegen Staaten 
sich einer wirksamen Bekämpfung des Luft-Terrors widerset- androhe, die Flugi eugentführer nicht ausliefern oder deren 
zen. Immerhin sollen nicht nur die eigenen Fluggesellschaften Bestrafung verhindern. Der konkrete Beschluß, erstmals Sank-
solche Länder nicht mehr anfliegen, auch sollen die Gesellschaf- tionen gege solche Länder durchzusetzen, werde sich effektiv 
ten dieser Länder keine Landegenehmigungen mehr in den sie- zum Wohle de,r internationalen Zivilluftfahrt auswirken. Es 
ben vertragschließenden Staaten bekommen. lnsbeson~ere von sei zu hoffen, daß sich viele Staaten der Erklärung anschlie-
------------------------- ßen . 
seien, hätten weniger ideologische als kommerzielle Motive. 

Über die KPD und den Kommunistischen Bund West­
deutschland (KBW) weiß der Verfassungsschutz zu berichten, 
daß beide Organisationen schon konkrete Beschlüsse für die 
Fortsetzung ihrer Tätigkeit im Untergrund gefaßt hätten. Die 
maoistische KPD hat ihren Parteitag 1977 unter konspirativen 
Umständen an einem „nicht bekannten Ort" veranstaltet. Der 
KBW konnte in Nordrhein-Westfalen in den ersten neun Mona­
ten des letzten Jahres seine Mitglieder von 600 auf 1500 fast 
verdreifachen. 

Die Terroristen werden sicherlich nicht eine ruhige Som­
merpause -wie die Politiker, denen sie zwar gegönnt sei -
einlegen. 

Darum: Reichsbanner-Kameraden und Freunde, seid aktive 
Demokraten, haltet Augen und Ohren offen, denn auch in 
Eurer Umgebung können Terroristen Unterschlupf finden. 

S. K. 
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LIEBER VERDIENEN ALS DIENEN 

Es gibt junge Bundesbürger, die den Wehrdienst für Zeitver­
schwendung halten und die Parole ausgaben : Lieber verdienen 
als dienen! 

Die Frage ist nur, ob die Jungmannen auch dann noch 
ihrem Motto huldigen können, wenn dieser Staat wehr- und 
schutzlos militärischen Angriffen ausgesetzt wird . Gerade die­
jenigen, die sich gegen den Wehrdienst entscheiden, sollten wis­
sen, daß sie das nur können, weil dieser Staat ihnen die Mög­
lichkeit dazu gibt. Die Bundesrepublik Deutschland ist der ein­
zige Staat in der Welt, in dem das Recht auf Kriegsdienstverwei­
gerung Bestandtei I der Verfassung ist. Gerade diejenigen 
Kriegsdienstverweigerer, welche die Bundeswehr in Frage stel­
len, müßten eigentlich dankbar sein, daß ihr Land verteidigt 
wird. Um aber verteidigen zu können, müssen Streitkräfte vor­
handen sein . Es ist also der Soldat, der den Schutz unserer frei­
heitlichen Lebensordnung - und damit auch das Recht auf 
Wehrdienstverweigerung - entscheidend mit gewährleistet. Ein 
Soldat darf niemals streiken . Da nun die zum Zivildienst heran­
gezogenen Kriegsdienstverweigerer den gleichen Rechtspositio­
nen wie die Soldaten unterliegen, dürfen auch sie nicht einfach 
die Arbeit niederlegen . Die von der Selbstorganisation der Zi­
vildienstleistenden veranlaßte Dienstverweigerung ist folglich 
rechtswidrig. 

Die Initiatoren des Aufrufs sitzen im Kommunistischen 
Bund Westdeutschlands ( KBW), und daß Jungsozialisten und 
Jungdemokraten diese Aktion noch mit Anfeuerungsrufen be­
gleiteten, ist unfaßbar! Hier entscheidet nicht das Gewissen 
über die Frage, die Waffe in die Hand zu nehmen oder nicht, 
hier entscheidet vielmehr wieder einmal eine durchschaubare 
politische Mache! 

Hierzu gesellt sich das schlechte Gewissen, bei der zu be­
stehenden Gewissensprüfung gemogelt zu haben und nun doch 
noch Soldat werden zu müssen . 42 000 Kriegsdienstverweige­
rer gibt es in unserem lande. Wollen diese im Falle eines An­
griffes nur zusehen, oder besteht die Absicht, der kämpfenden 
Truppe in den Rücken zu fallen? 

WILLI BEUK,Hambu~ 

SOZIALER GEMEINSCHAFTSDIENST 
IN UNSERER BUNDESREPUBLIK ? 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes ist für den Gesetz­
geber ein veränderter Spielraum für eine Neuregelung auf dem Gebiet 
der Kriegsdienst-/Wehrdienstverweigeruni;i entstanden. Hieraus ergeben 
sich eine Reihe von Erkenntnissen, die bei der geplanten Reform des 
Wehrpflicht- und des Ersatzdienstre~htes von größter Wichtigkeit sind. 

1. Je strenger und aktueller der Ersatzdienst gehandhabt wird, desto 
geringer werden die Anforderungen an ein besonderes Anerkennungs­
verfahren sein. 

2. Warum kein Friedens-Arbeitsdienst, der die Arbeit für die Allge­
meinheit selbst und speziell die Aufwertung der Handarbeit in den Mit­
telpunkt stellt? 

3. Warum verschweigt man, daß es gar nicht die Nationalsozialisten 
waren, die diesen Arbeitsdienst erfunden oder geschaffen haben? 
Schon früher wurde die Verpflichtung zur Solidarität, also für das allge­
meine Wohl, entdeckt! Anm.d.Red. Das Reichsbanner hat sich bereits 
in den zwanziger Jahren am FAD (Freiwilliger Arbeitsdienst) beteiligt. 

4. Ist nicht an der Idee eines sozialen Gemeinschaftsdienstes viel ­
leicht doch etwas Gutes dran? 

5. Allein auf dem Gebiet des Umweltschutzes (Ordnung, Sauberkeit 
in den Wäldern!) g_äbe es manches zu leisten. 
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6. Im Rahmen der Gleichberechtigung würde auch den jungen Mäd­
chen ein Pflegejahr in Säuglingsheimen, Krankenhäusern oder Alters­
heimen gut anstehen. Sie würden nützliche Tätigkeiten erlernen ; die 
ihrer Art, ihrem Wesen , ihrer Neigung mehr entsprechen. 

EBERHARD POHLA, Mainz 

WIDERSTANDSKÄMPFER IN KOPENHAGEN 

Die UIRD (Union Internationale de la Resistance et de la Deporta­
tion) wird in der Zeit vom 27 . bis ; um 30.8. 1978 in Kopenhagen eine 
Konferenz abhalten, die aus Anlaß des 35. Jahrestages des 29. 8. 1943 
stattfindet , an dem das dänische Volk sich gegen die nationalsozialisti ­
sche Besatzung wandte. 

60. JAHRESTAG DEUTSCHE REPUBLIK 

Anläßlich des 60. Jahrestages der Gründung der ersten freiheitlich­
demokratischen Deutschen Republik (9. 11. 1918) ist geplant, eine Ar­
beitstagung im internationalen Rahmen in Frankfurt am Main zu veran­
stalten. 

MITTEi LUNG DES LANDESVERBANDES HESSEN 

In Ergänzung des Heftes 5/77 ist unter den Vorstandsmitgliedern nach­
zutragen : 
Heinrich L. Bode, Schriftführer und Pressereferent 

INHALT 

Ringstraße 24, 6051 Dietzenbach-Steinbach 
Telefon 06074/2 33 58 
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